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14. Wahlperiode

Beschlussempfehlung und Bericht

des Finanzausschusses

zu der Mitteilung des Rechnungshofs vom 7. Juli 2008 
– Drucksache 14/3413

Denkschrift 2008 zur Haushaltsrechnung 2006;
hier: Beitrag Nr. 13 – Investitionsprogramm des Bundes für

Ganztagsschulen

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen:

I. Von der Mitteilung des Rechnungshofs vom 7. Juli 2008 zu Beitrag Nr. 13 
– Drucksache 14/3413 – Kenntnis zu nehmen.

II. Die Landesregierung zu ersuchen,

1. bei allen abgeschlossenen Fördermaßnahmen mit einem Bewilligungsvo-
lumen von mehr als 1,5 Mio. Euro zeitnah zu prüfen, ob die Bewilligungs-
bescheide korrekt umgesetzt worden sind, und das Zuwendungsvolumen
gegebenenfalls zu korrigieren, um eventuell zu Unrecht bewilligte Mittel im
Rahmen des IZBB neu vergeben zu können;

2. bei dem Landesprogramm „Chancen durch Bildung“ und dem Bundespro-
gramm zur Förderung von Investitionen für die Kleinkindbetreuung die
Erkenntnisse der Untersuchung des Rechnungshofs zu berücksichtigen
und

3. dem Landtag über das Veranlasste und die Ergebnisse bis 1. Juli 2010 zu
berichten.

III. den Antrag der Abg. Volker Schebesta u. a. CDU betr. Ausbau von Ganz-
tagsschulen in Baden-Württemberg – Drucksache 14/3073 – für erledigt
zu erklären.

20. 11. 2008

Die Berichterstatterin: Der Vorsitzende:

Ursula Lazarus Ingo Rust

Ausgegeben: 04. 12. 2008 1
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B e r i c h t

Der Finanzausschuss beriet die Mitteilung Drucksache 14/3413 in seiner 
31. Sitzung am 20. November 2008. In Verbindung damit behandelte der
Ausschuss den Antrag der Abg. Volker Schebesta u. a. CDU, Drucksache
14/3073.

Als Anlagen 1 und 2 sind eine Anregung des Rechnungshofs sowie ein 
Antrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP/DVP für eine Be -
schluss empfehlung an das Plenum beigefügt.

Der Berichterstatter für den Finanzausschuss legte dar, Baden-Württemberg
habe aus dem Investitionsprogramm „Zukunft Bildung und Betreuung“
(IZBB) des Bundes 528 Millionen € erhalten. Der Landesrechnungshof habe
bei 74 Maßnahmen an 85 Schulen und damit bei 13 % der insgesamt bewil-
ligten Maßnahmen die Verwendung dieser Fördermittel untersucht. Zusätz-
lich seien 16 Maßnahmen bei den Schulträgern vor Ort geprüft worden.

Der Rechnungshof äußere erhebliche Kritik an der Förderpraxis der Bewilli-
gungsstellen. Das Volumen der beanstandeten Fälle betrage 36 Millionen €.
Bei 3,9 Millionen € davon hätte nach den Feststellungen des Rechnungshofs
bei ordnungsgemäßer Anwendung der Förderkriterien keine Notwendigkeit
für einen Zuschuss bestanden. Weitere 2,9 Millionen € müssten nach Ein-
schätzung des Rechnungshofs zurückgefordert werden, da die Maßnahmen
im Zeitablauf entweder verändert oder nicht wie ursprünglich bewilligt umge-
setzt worden seien. 

Offensichtlich habe es an inhaltlichen Kriterien gefehlt, mit welcher Zielset-
zung und welcher Form der Verteilung sowie zu welchen Kosten pro Ganz-
tagsschulplatz das Förderprogramm im Land umgesetzt werden solle. Auch
seien die vorhandenen formalen Kriterien anscheinend nicht konsequent ange-
wandt worden. 

Weiter kritisiere der Rechnungshof, dass die Mittel nach dem sogenannten
Windhundverfahren vergeben worden seien. Dies habe dazu geführt, dass die
Schulen im Regierungsbezirk Tübingen überproportional von dem Programm
profitiert hätten. 

Der Rechnungshof werfe noch die Frage auf, inwieweit sich aus seiner
Untersuchung Kriterien für zukünftige Programme dieser Art ableiten ließen.
So stehe im Zusammenhang mit dem Ausbau der Kleinkindbetreuung ein
ähnliches Programm bevor. 

Er übernehme als Berichterstatter folgende Anregung des Rechnungshofs für
eine Beschlussempfehlung an das Plenum:

Der Landtag wolle beschließen,

die Landesregierung zu ersuchen,

1. bei allen abgeschlossenen Fördermaßnahmen mit einem Bewilli-
gungsvolumen von mehr als 1,5 Mio. € zeitnah zu prüfen, ob die
Bewilligungsbescheide korrekt umgesetzt worden sind, und das
Zuwendungsvolumen gegebenenfalls zu korrigieren, um eventuell
zu Unrecht bewilligte Mittel im Rahmen des IZBB neu vergeben
zu können; 
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2. bei dem Landesprogramm „Chancen durch Bildung“ und dem
Bundesprogramm zur Förderung von Investitionen für die Klein-
kindbetreuung die Erkenntnisse der Untersuchung des Rech-
nungshofs zu berücksichtigen und 

3. dem Landtag über das Veranlasste und die Ergebnisse bis 1. Juli
2010 zu berichten.

Ein Vertreter des Rechnungshofs stellte klar, der Berichterstatter habe nicht
den Beschlussvorschlag des Rechnungshofs, sondern den von den Regie-
rungsfraktionen eingebrachten Antrag für eine Beschlussempfehlung an das
Plenum vorgetragen. Zwischen beiden Versionen bestünden Unterschiede,
über die gesprochen werden müsse. 

Er fuhr fort, der Rechnungshof sehe in seinem Beschlussvorschlag von der
Frage ab, ob die erlassenen Richtlinien sinnvoll seien. Er konzentriere sich
vielmehr darauf, ob einerseits von den Bewilligungsstellen korrekt entschie-
den worden sei und andererseits die Zuwendungsempfänger die Bewilli-
gungsbescheide eingehalten hätten. Der Rechnungshof empfehle, dies für alle
Fördermaßnahmen mit einer  Zuwendung von mehr als 1,5 Millionen € zu
prüfen – unabhängig davon, ob die Maßnahmen abgeschlossen seien oder
nicht –, um schließlich die Mittel, die dadurch gegebenenfalls frei würden,
sachbezogen umzuverteilen. Dies halte der Rechnungshof für sinnvoll und
notwendig. Daher plädiere der Rechnungshof dafür, an dem in Ziffer 1 seines
Beschlussvorschlags angeregten Wortlaut festzuhalten.

Hingegen beschränke sich die Koalition in Ziffer 1 ihres Antrags auf die Frage,
ob die Bewilligungsbescheide eingehalten worden seien. Dies lasse die Frage
völlig unbeantwortet, ob die Bescheide ihrerseits korrekt seien. So habe sich
bei der vom Rechnungshof durchgeführten Untersuchung z. B. ergeben, dass
das Volumen der nicht korrekt bewilligten Maßnahmen 3,9 Millionen € betrage,
während sich das Volumen der nicht korrekt umgesetzten Bescheide auf 
2,8 Millionen € belaufen habe. 

Eine Abgeordnete der CDU erklärte, das Windhundverfahren führe nicht 
unbedingt immer zu sachgerechten Ergebnissen. Daher lägen dem vom Land
aufgestellten Ganztagsschulprogramm andere Kriterien zugrunde als der
Umsetzung des IZBB und werde anders verfahren. Allerdings halte sie es für
erstaunlich, dass sich der Rechnungshof gemäß der Stellungnahme des Kul-
tusministeriums zum Antrag Drucksache 14/3073 auf Befragen dem Wind-
hundverfahren bei der Umsetzung des IZBB offensichtlich angeschlossen habe. 

Selbstverständlich müssten Fördermittel entsprechend dem bewilligten
Zweck verwendet werden. Die Mittel, die von Schulträgern zurückzuzahlen
seien, weil sie den Bau nicht gemäß der Bewilligung ausgeführt hätten, soll-
ten für andere Projekte im Land umverteilt werden. Um dies im Hinblick auf
den bestehenden Stichtag Ende 2009 noch zu ermöglichen, wolle sich die
Koalition aus Praktikabilitätsgründen auf diejenigen Fördermaßnahmen kon-
zentrieren, die abgeschlossen seien, damit noch im nächsten halben Jahr 
geprüft werden könne, ob die Bewilligungsbescheide korrekt umgesetzt wor-
den seien. Im Übrigen werde vor der Auszahlung von Mitteln selbstverständ-
lich immer geprüft, ob der Schulträger entsprechend seinem Antrag baue. 

Der Rechnungshof habe noch das zusätzliche Problem angesprochen, dass
Bewilligungsbehörden – aus welchen Gründen auch immer – möglicherweise
nicht gemäß den Förderrichtlinien entschieden hätten. Es wäre eine spannende
Frage, ob sich ein solches Problem nur auf das IZBB beziehe oder ob es bei
der Schulbauförderung grundsätzlich bestehe. Bisher sei ihre Fraktion immer
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davon ausgegangen, dass entsprechend den Richtlinien genehmigt werde. Zu
diesem Punkt würde sie gern noch einige Sätze hören.

Eine Abgeordnete der FDP/DVP äußerte, auch sie sehe die Diskrepanz, die
der Vertreter des Rechnungshofs formuliert habe. Ihre Fraktion habe aber im
Sinne eines effizienten Umgangs mit den bereitgestellten Fördermitteln be -
wusst Prioritäten gesetzt.

Das wichtigste Wort in Ziffer 1 des Antrags der Regierungskoalition sei
„zeitnah“. Es müsse zügig festgestellt werden – dies sei realistischerweise
erst nach Abrechnung einer Maßnahme möglich –, ob die Zuwendungsemp-
fänger die Bewilligungsbescheide korrekt umgesetzt hätten, um die dadurch
eventuell frei werdenden Mittel noch für bisher nicht berücksichtigte Projekte
im Land verwenden zu können und nicht zurückgeben zu müssen. Ihre Frak-
tion rege im Übrigen gegenüber der prüfenden Stelle an, in bestimmten Fällen
auch einmal einen Zwischenbesuch abzustatten, um zu klären, ob die Umset-
zung in die richtige Richtung verlaufe. 

Ziffer 2 ihres Beschlussvorschlags hätten die Regierungsfraktionen bewusst
in dem Sinn formuliert, dass für die darin aufgeführten Programme die 
Erkenntnisse der jetzt in Rede stehenden Prüfung durch den Rechnungshof
berücksichtigt werden sollten. Damit sei dem Petitum des Rechnungshofs für
die Zukunft durchaus Rechnung getragen. Ihre Fraktion wolle sich jedoch
nicht auf Dauer rückwärtsgewandt mit dem Verfahren zur Umsetzung des
IZBB befassen. Über diese Praxis sei auch im Land schon intensiv beraten
worden.

Ein Abgeordneter der CDU erkundigte sich danach, was mit den Fördermit-
teln geschehe, die nicht korrekt bewilligt worden seien, ob auch sie für andere
Projekte eingesetzt werden könnten. 

Ein Abgeordneter der Grünen fragte den Rechnungshof, ob es zutreffe, dass
dieser dem Windhundverfahren zugestimmt habe.

Der Vertreter des Rechnungshofs verneinte dies und betonte, der Rechnungs-
hof habe im Bereich der Verwaltungsvorschriften nur dann sein Einverneh-
men zu erteilen, wenn Fragen im Zusammenhang mit Verwendungsnachweisen
in Rede stünden. Ansonsten gingen dem Rechnungshof Richtlinien – dabei
handle es sich typischerweise um Förderrichtlinien – zur Kenntnisnahme zu.
Der Rechnungshof konzentriere sich dabei auf die haushaltsrechtlichen 
Gesichtspunkte. Wenn ihm in diesem Rahmen gleichzeitig etwas anderes auf-
falle, was ihm kritikwürdig erscheine, werde er sich dazu selbstverständlich
äußern.

Für die sachgerechte Gestaltung von Richtlinien und Förderprogrammen
seien die Ressorts zuständig. Der Rechnungshof könne dafür nicht in die Ver-
antwortung genommen werden. Der Umstand, dass der Rechnungshof die
Richtlinien zur Umsetzung des IZBB vor ihrer Verabschiedung nicht aus-
drükklich moniert habe, sei nicht damit gleichzusetzen, dass er sie für in Ord-
nung befunden habe. Auch gebe es kein Präjudiz, wonach es dem Rech-
nungshof verboten wäre, ein solches Verfahren nachträglich zu kritisieren.

Dem Rechnungshof seien die angesprochenen Richtlinien am 8. Mai 2003
zugegangen. Termin für die Stellungnahme wiederum sei der 11. Mai 2003
gewesen. Dabei handle es sich bedauerlicherweise um einen typischen Fall.
Insofern habe sich der Rechnungshof auf das Wesentliche konzentriert.

Der Abgeordnete der Grünen interessierte sich dafür, ob die Koalitionsfrak-
tionen Ziffer 1 ihres Antrags aufrechterhielten. Er fügte an, der Rechnungs-
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hof habe noch einmal dargelegt, dass sowohl bei Zuwendern als auch bei
Empfängern zu prüfen sei, ob eine unsachgemäße Förderung vorliege. Nach
dem Antrag der Koalition wäre dies aber nur bei den Empfängern zu prüfen.
Dabei würde es sich zwar um eine regierungsfreundliche Maßnahme han-
deln, doch könnten CDU und FDP/DVP eine solche nicht ernsthaft beschlie-
ßen wollen. So sei die Frage, ob die Bewilligungsstellen korrekt entschieden
hätten, nach der Prüfung durch den Rechnungshof selbstverständlich relevan-
ter als die, ob die Zuwendungsempfänger die Bewilligungsbescheide einge-
halten hätten.

Außerdem weise der Rechnungshof darauf hin, dass das Kultusministerium
weder ein eigenständiges Konzept verfolgt noch inhaltliche Schwerpunkte
bei der Förderung gesetzt habe. Auch seien die Vorgaben des Ministeriums
lückenhaft gewesen. Insofern brauche sich niemand darüber zu wundern,
dass sich Schulträger mit dem Ziel einer Förderung von Maßnahmen kreativ
zeigten. Dies könne ihnen nicht vorgeworfen werden. Jedenfalls sei von einer
ziemlichen „Ohrfeige“ für die ehemalige Kultusministerin im Land die Rede.
Sie habe aus der Förderung durch den Bund ein reines Bauprogramm 
gemacht. Die begleitenden pädagogischen Konzepte und das notwendige
Personal seien dem nicht gefolgt. 

Allerdings habe der Rechnungshof teilweise zu hart und zu Unrecht Kritik
geübt. So hätten die Grünen bei einer Besichtigung vor Ort festgestellt, dass
bei dem in dem Denkschriftbeitrag aufgegriffenen „grünen Klassenzimmer“
nicht eine Förderung der Tribüne, sondern der Trittstufen erfolgt sei, damit
die Kinder auch draußen sitzen könnten. 

Der Berichterstatter für den Finanzausschuss zeigte auf, seit Beginn der Maß-
nahme und während ihrer Umsetzung hätten Kommunen zum Teil heftige
Kritik an dem Verfahren geübt. Die ungleiche regionale Verteilung der För-
dermittel aus dem IZBB hänge nicht nur mit dem Windhundverfahren, son-
dern auch mit der unterschiedlichen Bewilligungspraxis der Regierungspräsi-
dien zusammen. Es habe im Grunde an einer zentralen Steuerung gefehlt, wie
die verschiedenen Punkte angegangen würden.

Bei anderen Schulbauförderprojekten werde von den zuständigen Behörden
zum Teil außerordentlich kritisch jedes Detail der Antragstellung geprüft. Mit
den Richtlinien zur Umsetzung des IZBB hingegen sei offensichtlich etwas
„flapsiger“ umgegangen worden. Genau dies spiegle sich in der Kritik des
Rechnungshofs an einzelnen Projekten auch wider.

Er habe als Berichterstatter in seinem ersten Wortbeitrag an sich einen ande-
ren Beschlussvorschlag vorlesen wollen, bleibe aber bei dem, was von ihm
letztlich vorgetragen worden sei. So gehe dieser Vorschlag zum einen über
die Anregung des Rechnungshofs hinaus. Zum anderen sei der Vorschlag des-
halb interessant, weil eine zeitnahe Aufarbeitung noch Reaktionsmöglichkei-
ten offenlasse und bei künftigen Programmen die Erfahrungen mit dem IZBB
berücksichtigt werden sollten. Letzteres sollte zwar selbstverständlich sein,
doch sei es gut, wenn dies noch einmal beschlossen würde.

Wenn er die Abgeordnete der FDP/DVP richtig verstanden habe, sollte bei
noch nicht abgeschlossenen Projekten gegebenenfalls einmal ein Zwischen-
stand erhoben werden. Dies sei nach dem von den Koalitionsfraktionen ein-
gebrachten Antrag jedoch nicht möglich. Insofern plädiere er dafür, in Ziffer 1
dieses von ihm als Berichterstatter übernommenen Antrags das Wort „abge-
schlossenen“ zu streichen. Er unterbreite zu der aufgegriffenen Ziffer einen
zweiten Änderungsvorschlag, mit dem er auch den Aspekt einbringe, den der
Rechnungshof noch einmal deutlich dargelegt habe. Danach sollten nach dem
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Wort „ob“ die Worte „korrekt gefördert wurde und“ eingefügt werden. Sein
Beschlussvorschlag laute somit wie folgt:

(1.) bei allen Fördermaßnahmen mit einem Bewilligungsvolumen
von mehr als 1,5 Millionen € zeitnah zu prüfen, ob korrekt gefördert
wurde und ob die Bewilligungsbescheide korrekt umgesetzt worden
sind, und das Zuwendungsvolumen gegebenenfalls zu korrigieren,
um eventuell zu Unrecht bewilligte Mittel im Rahmen des IZBB neu
vergeben zu können;

Die Abgeordnete der FDP/DVP unterstrich, sie habe ihr Petitum, das vom 
Berichterstatter aufgegriffen worden sei, bewusst als Anregung formuliert. Es
könne nicht in Form eines Beschlusses vorgeschrieben werden. Vielmehr
müsse das zuständige Ministerium prüfen, wie es dies umsetze. 

Ein Abgeordneter der CDU brachte vor, die Fördermittel seien rechtskräftig
bewilligt. Während einer Baumaßnahme bestehe kaum mehr eine Möglich-
keit, ohne Nachteil auf einen Bewilligungsbescheid zurückzugreifen. Das
diesbezügliche zusätzliche Anliegen des Rechnungshofs werde sich wohl ohne-
hin wieder in einer Rechnungshofdenkschrift finden. Von daher meine er,
dass es bei dem ursprünglichen Antrag von CDU und FDP/DVP bleiben könne. 

Der Vertreter des Rechnungshofs wies darauf hin, der Rechnungshof sei damit
einverstanden, dass es nur noch darum gehe, das Förderergebnis zu verbes-
sern, und habe auch deutlich beschrieben, was er meine. Positiv finde der
Rechnungshof auch Ziffer 2 des Antrags der Regierungskoalition. Es sei eines
der wichtigen Anliegen des Rechnungshofs, dass es künftig nicht mehr zu 
einer solchen Praxis wie bei der Umsetzung des IZBB komme. 

Wenn das Ziel eine Verbesserung des Förderergebnisses sei, leuchteten ihm
die Aussagen der Abgeordneten der CDU ein. Er weise aber noch einmal auf
den Unterschied zwischen den Beschlussvorschlägen von Regierungskoali-
tion und Rechnungshof hin. Wenn nach dem Beschlussvorschlag des Rech-
nungshofs ganz allgemein alle Fördermaßnahmen mit einer Zuwendung von
mehr als 1,5 Millionen € zu prüfen seien, müsse das Kultusministerium ohne-
hin – auch bei den abgeschlossenen Maßnahmen – selektieren. Der Begriff
„abgeschlossen“ reduziere jedoch die Anzahl. Vor allem bestehe bei Aufnahme
dieses Begriffs das Problem, dass auf den tatsächlichen Abschluss der För-
dermaßnahmen gewartet werden müsse. Dann sei das Jahr 2009 abgelaufen
und ein Handeln nicht mehr möglich. 

Auch sei nicht ganz klar, was „abgeschlossen“ heiße. Normalerweise bedeute
dieser Begriff, dass die Maßnahme mit einem Abschlussbescheid erledigt sei
und sich „nichts mehr machen“ lasse. 

Da der Begriff „abgeschlossen“ ein Risiko darstelle, plädiere er für eine offene
Formulierung. Das Kultusministerium könne nicht alle der über 500 Maß-
nahmen prüfen. Daher sollte es sich auf die ersichtlich wichtigsten konzen-
trieren – unabhängig davon, ob sie abgeschlossen seien –, darunter wiederum
die fehlerträchtigsten herausgreifen und dem Landtag schließlich berichten.
Wenn das Kultusministerium zu berichten habe, müsse es seine Maßnahmen-
auswahl ja rechtfertigen. Dies halte er für eine passable Lösung. Sie stehe
auch dem Anliegen der Regierungsfraktionen nicht entgegen und sollte hier
beschlossen werden.

Bei der Rückabwicklung von Förderverfahren handle es sich um einen üblichen
Verwaltungsvorgang. Wenn Bewilligungsbescheide nicht korrekt seien,
könnten und müssten sie im Interesse einer ordnungsgemäßen Anwendung
der Richtlinien selbstverständlich geändert werden. Damit erschließe sich ein
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Revisionsvolumen, das möglicherweise erheblich höher sei als das Volumen,
das sich durch nicht korrekt umgesetzte Bewilligungsbescheide durch die
Schulträger ergebe.

Der Ausschussvorsitzende teilte mit, Beschlussgrundlage bilde der Vorschlag
des Berichterstatters unter Berücksichtigung des von diesem im Verlauf der
Beratung modifizierten Wortlauts von Ziffer 1. In diesem Sinne sei Ziffer 1 in
der ursprünglichen Fassung des Antrags von CDU und FDP/DVP ein Ände-
rungsbegehren, über das er zunächst abstimmen lasse.

Diesem Änderungsbegehren wurde mehrheitlich zugestimmt. Der so geän-
derte Beschlussvorschlag des Berichterstatters für den Finanzausschuss wurde
daraufhin einstimmig gebilligt (ursprüngliche Fassung des Antrags von CDU
und FDP/DVP). 

Der Ausschuss beschloss außerdem ohne förmliche Abstimmung, dem Plenum
zu empfehlen, von der Mitteilung des Rechnungshofs zu Beitrag Nummer 13, 
Drucksache 14/3413, Kenntnis zu nehmen sowie den Antrag Drucksache
14/3073 für erledigt zu erklären.

01. 12. 2008 

Ursula Lazarus
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Anlage 1

Anregung des zu Nr. 13/Seite 73
Rechnungshofs Baden-Württemberg der Denkschrift 2008

für eine Beschlussempfehlung
des Finanzausschusses

zu der Mitteilung des Rechnungshofs vom 7. Juli 2008
– Drucksache 14/2950

Denkschrift 2008 zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des Landes
Baden-Württemberg mit Bemerkungen zur Haushaltsrechnung für das
Haushaltsjahr 2006

Zu Beitrag Nr. 13 – Investitionsprogramm des Bundes für Ganztagsschulen

Der Landtag wolle beschließen, 

die Landesregierung zu ersuchen,

1. bei allen Fördermaßnahmen mit einer Zuwendung von mehr als 1,5 Mio. €
zügig zu prüfen, ob korrekt gefördert wurde und – soweit möglich – das
Zuwendungsvolumen zu korrigieren;

2. frei werdende Fördermittel nach regionalen und sachlichen Gesichtspunkten
zu verteilen;

3. dem Landtag über das Veranlasste bis 1. Juli 2010 zu berichten.

02. 09. 2008
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Anlage 2

Antrag der zu Nr. 13/Seite 73
CDU-Fraktion und der der Denkschrift 2008
FDP/DVP-Fraktion

für eine Beschlussempfehlung
des Finanzausschusses

zu der Mitteilung des Rechnungshofs vom 7. Juli 2008
– Drucksache 14/2950

Denkschrift 2008 zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des Landes
Baden-Württemberg mit Bemerkungen zur Haushaltsrechnung für das
Haushaltsjahr 2006

Zu Beitrag Nr. 13 – Investitionsprogramm des Bundes für Ganztagsschulen

Der Landtag wolle beschließen, 

die Landesregierung zu ersuchen,

1. bei allen abgeschlossenen Fördermaßnahmen mit einem Bewilligungsvo-
lumen von mehr als 1,5 Mio. € zeitnah zu prüfen, ob die Bewilligungsbe-
scheide korrekt umgesetzt worden sind, und das Zuwendungsvolumen 
gegebenenfalls zu korrigieren, um eventuell zu Unrecht bewilligte Mittel
im Rahmen des IZBB neu vergeben zu können;

2. bei dem Landesprogramm „Chancen durch Bildung“ und dem Bundespro-
gramm zur Förderung von Investitionen für Kleinkindbetreuung die 
Erkenntnisse der Untersuchung des Rechnungshofs zu berücksichtigen und 

3. dem Landtag über das Veranlasste und die Ergebnisse bis 1. Juli 2010 zu
berichten.

20. 11. 2008
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